
Amtsblatt der !. k. ReichShaupt» und Residenzstadt Wien. — Nr. 52, 28. Juni 1912.

1S12 . VI.

Gesetze, Verordnungen und Entscheidungen,
sowie

Normtivbestinimimgeil des Gemeindcrates, Stadtrates und des Magistrates
mAiMlegeicheitkn der OeMmdmrmltmig und politischen ZmtMlsrnng.

- ^ ^ ^ j . ! 6 . Verkehrsregelung in der Guglgasse im III . und XI . Bezirke.

I . Verordnungen « nd Entscheidungen:
1. Weisungen und Vorschriflen für die Handhabung des Arbeiterwohnungs¬

gesetzes.
2 . Recht der Gemeinde auf Einhaltung der Parzcllierungsbedingungcn . —

Eine Heilanstalt ist ein Wohnhaus " i», Sinne ver Bauordnung.
3 . Bestellung ciucs Prüfungs -Kommissärs sllr Dampfkcsselwärter.
4 . Regelung des Fuhrwerksverkehres in der Griechengasfc im I . Bezirke.
5 . Breitensurlh , Zuweisung zum Gcrichtsbezirke Liesing.

7 . Abgabe und Bezug von sterilisiertem Schweinefleisch.
8. Pfcrdefleischverkehr im Wiener Gcmeindegebiete.
9 . Zulassung von Baumaterialien der Firma Janusch L Schnell.

10 . Zulassung des Aerolithbausystems des Ing . Eugen I . Kis für das
Wiener Gemeindegebiet.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Lande s-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1912 publizierten Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

rveisuiigen und Vorschriften für die Handhabung
des Arbeiterrvohnnngsgesetzes.

Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . No¬
vember 1911 , Z . X u-3656/7 (M . Abt . III , 3347/12 ) :

Aus den Verhandlungsakten , betreffend die Zuerkennung der ausge¬
dehnten Steuerfreiheit im Sinne des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .-G .-Bl.
Nr . 144 , sllr Arbcitcrwohnhäuser hat das Ministerium für öffentliche Arbeiten
entnommen , daß die politischen Behörden diese Verhandlungen vielfach nicht
mit jener Raschheit und Umsicht durchführen , welch- nötig ist, die wichtigen
sozialen Zwecke dieses Gesetzes zu sichern und zu fördern . Dies gilt namentlich
von den Erhebungen llber die bautechnischen , gesundheits - und sittenpolizeilichen
Fragen , welche sich in den meisten Fällen nicht aus alle nach den, obzilierten
Gesetze, beziehungsweise nach der Ministerial -Verordnung vom 7 . Jänner
1903 , R .-G .-Bl Nr . 6 , wahrzunchmcnden Momente erstrecken.

Die über diese Erhebungen aufgcnommenen Protokolle sind häufig ganz
mangelhaft abgesaßt und geben infolgedessen kein so erschöpfendes Bild der
einschlägigen Verhältnisse , daß sie als geeignetes Substrat sllr die Beurteilung
des Arbeiterwohnha - scs in bautechnischcr , gesundheits - und sittenvolizeilicher
Hinsicht dienen könnten . So wird in den Protokollen oder Befunden das eine
oder andere wichtige Moment überhaupt nicht berührt , andere Momente wieder
werden nur mit der bloßen Bemerkung „ ist entsprochen " abgetan , ohne daß
angegeben wäre , in welcher Weise der gegenständlichen Vorschrift ent¬
sprochen ist. ^ . . . . . er.

Auf diese Weise ist den Landesstcllm und den Ministerien eine Über¬
prüfung der Einhaltung der maßgebenden Vorschriften unmöglich gemacht . Es
ist daher sehr oft notwendig , eine Ergänzung des Aktes zu veranlassen , was
dann selbstverständlich eine Verzögerung in der Erledigung der Gesuche zur
Folge hat . Ist dann in dem einen oder anderen Falle eine Vorlage des
Altes an die Ministerialinstanz notwendig , zum Beispiel wegen Nachsichls-
erteilung von einer bestimmten Vorschrift , so kann es sehr leicht geschehen, daß
eine ganze Bauperiode für vorzunchmende Nacht , agsadaplierungcn unausgenützt
verfließt.

Nachdem aber gerade in der gegenwärtigen Zeit , wo sowohl in Indu¬
striezentren , als auch in rein landwirtschaftlichen Gebieten über eine empfind¬
liche Not an geeigneten Arbeilerwohnungcn geklagt wird , jedes Projekt der
Errichtung von Ärbciterwohnhäuscrn die wärmste und weitgehendste Unter-
stützung und Förderung durch die staatlichen Behörden verdient , hat das
Ministerium sllr öffentliche Arbeiten mit dem Erlaffe vom 2. November
I9U , Z . 873/4 -III , sich veranlaßt gesehen, im Einvernehmen mit dem
Finanzministerium und dem Ministerium des Innern nachstehende Weisungen
im Gegenstände zu erlassen : ^ .

I . Alle den politischen Behörden I . und II . Instanz nach dem Gesetze
vom 8 . Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 144 , zukommenden Amtshandlungen sind
mit der größten Beschleunigung jedoch unbeschadet der gebotenen Gründlichkeit
durchzusühren . .

II . Eine ganz besondere Sorgfalt ist den von den politischen Behörden
I . Instanz nach § 13 des obzitierten Gesetzes, beziehungsweise nach Z 36 der

Durchführungs -Verordnung vom 7 . Jänner 1903 , R .- G .-Bl . Nr . 6 , zu
pflegenden Erhebungen und Überprüfungen über die bautechmschen , gesund¬
heits - und sittenpolizeilichen Erfordernisse zuzuwenden , da das Ergebnis dieser
Erhebungen die Grundlage für den von den politischen Landesstellen ab-
zugcbcndcn maßgebenden Ausspruch über die bautechnische , gesundheits - und
sittenpolizeilichc Eignung des betreffenden Arbeiterwohnhauses zu bilden hat
und daher für die endgültige Erledigung der gegenständlichen Gesuche von
der größten Wichtigkeit ist. Sobald daher den politischen Bezirksbehörden em
Gesuch um qualifizierte Steuerfreiheit seitens des Steuerreferates zukommt,
sind zunächst ohne Verzug die einschlägigen G -suchsbeilagen (8 35 Ministerial-
Verordnung ), und zwar namentlich der Baukonsens , der Bewohnungs - und
Benützungskonsens , der baubehördlich genehmigte Bauplan , die Beschreibung
der Anlage und die Hausordnung meritorisch zu überprüfen und allenfalls
notwendige Ergänzungen dieser Belege im Grunde des 8 36 der Mmistenal-
Verordnung sofort zu veranlassen . ,

Die Überprüfung in bautechnischer , gesundheits - und sittenpolizeiücher
Hinsicht selbst kann entweder auf Grund des Aktenmatenales oder auf
Grund eines Lokalaugcnscheines geschehen. (Z 36 der Ministerial -Verordnung .)

Falls sich die politische Bezirksbehörde , sei es aus eigener Initiative , sei
es über Anregung des Steuerreferates , zu der Ausschreibung eines Lokal-
auqenscheines entschließt , hat dies mit möglichster Beschleunigung zu geschehen.
Dem Lokalaugenscheine ist im Interesse einer möglichst gründlichen Erörterung
der in Betracht kommenden Fragen außer dem Vertreter des Steucr-
referates und dem Staatslcchuikcr stets auch der Amtsarzt beizuziehcn.

Selbstverständlich ist auch di - gesuchstellerische Partei zu laden . Nach
Bedarf kann auch die Gemeinde zugezogen werden . Aufgabe des mit der
Leitung der Lokalangenscheinsausnahme betrauten Konzeptsbeamten ist es , aus
eine möglichst kurze, dabei aber Präzise und erschöpfende Erörterung der maß¬
gebenden Momente hinzuwirken.

Sofern ein Ansuchen um Bewilligung einer zeitlichen Steuerbefreiung
aus dem Titel der Bauführung im Sinne des Gesetzes vom 2b . Marz 1880,
R -G -Bl  Nr 39 , vorliegt , ist das zufolge dieses Gesetzes vorgeschnebene
Verfahren mit demjenigen zur Erlangung der Steuerbefreiung im Sinne des
Arbeiterwohnungsgesetzes tunlichst zu verbinden und sind insbesondere
bei dem für Zwecke des letzteren vorgenommenen Lokalaugenscheine auch zu¬
gleich die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung aus dem Titel der Bau¬
führung im Sinne des oben zitierten Gesetzes zn prüfen.

Die sachliche Überprüfung der bautechmschen , gesundheits - und sitten-
polizeilichen Erfordernisse hat sich, ob sie nun auf Grund der Aktenlage oder
auf Grund eines Lokalaugenscheines erfolgt , auf folgende Momente zu cr-

strecken . Charakters des Arbeiterwohnhauses , nämlich ob es
sich in dem betreffenden konkreten Falle um ein Familicnwohnhaus , ein Ledigen¬
heim oder um ein Schlaf - und Logierhaus handelt , da die Anforderungen,
welche an die genannten Kategorien von Arbeiterwohnhäusern gestellt werden,
bekanntlich verschieden sind . (Siehe hierüber die W 5 bis 9 des Gesetzes und
die 88 1 bis 38 der Durchführungs -Verordnung .) Falls es sich um em zu einem
Komplexe von Arbeiterwohnhäusern gehöriges Wohlsahrtsgebäude handelt (8 8
des Gesetzes ) gelten ebenfalls — selbstverständlich sinngemäß auf den , eweils
vorliegenden Fall angewcndet — die nachfolgenden Bestimmungen . Wird em
Lokalaugenschein vorgenommen , so ist ebenfalls , und zwar unter möglichster
Anlehnung auf den Vordruck des angeschlossenen Äcsundformiilarcs cm Befund
aufzunehmcn : hiebei könnte insbesondere der freie Raum bei Punkt I zu einer
möglichst sachgemäßen Beschreibung des Wohlfahrtsgebäudes verwendet werden.
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2. Einhaltung der Vorschriften der Bauordnung.
Nach H 1 der Ministeral -Verordnung vom 7. Jänner 1903 , R .-G .-Bl.

Nr . 6, sind auch bei Arbeiterwohnhäusern die in dem betreffenden Lande
geltenden Bauordnungen als ergänzend anzuwendende allgemeine Vorschriften
zu beachten , d. h. soweit die obzitierte Ministeral -Verordnung nicht strengere
Bestimmungen enthält.

Gerade die Einhaltung der Bauvorschriften wird aber von den politischen
Bezirksbehörden meist gar nicht überprüft , anscheinend weil schon der Bau¬
konsens vorlieqt und demselben doch eine Überprüfung der Erfüllung der bau¬
polizeilichen Bedingungen vorausgegangen sein muß . Nun wurde aber wieder¬
holt die Wahrnehmung gemacht , daß die Baubehörden Baukonsense erteilen,
trotzdem nach den Plänen den Vorschriften der Bauordnung in wichtigen
Punkten nicht entsprochen worden ist. Die politischen Bezirksbehörden müssen
daher trotz vorliegenden Baukonsenses die Einhaltung der baupolizeilichen Vor¬
schriften genau überprüfen und sich dabei durch den Baukonsens in keiner Weise
präjudizieren lassen.

Besonders genau ist die Einhaltung der feuerpolizeilichen Bestimmungen
der Bauordnungen zu überprüfen (Stiegen und Gänge , dann Stockwerke und
Deckenkonstruktionen ). Ist die Bauführung eines Arbeiterwohnhauses nach Zulaß
der betreffenden Bauordnung unter erleichterten Bedingungen erfolgt , so ist dies
ausdrücklich zu konstatieren , und zwar unter Anführung der Daten des Erlasses,
mit welchem diese Ballführung unter erleichterten Bedingungen zugestandeü
wurde.

Im Verfolge der eingangs dieses Abschnittes dargestellten Rechtsanschauung
steht den kompetenten Ministerien im Sinne des ß 10 des Gesetzes eine Nach¬
sichtserteilung auch für den Fall zu , wenn , sei es auf Grund der Aktenlage
oder bei der Lokalcrhebung bei einem Hause , bezüglich dessen der Baukensens
vorliegt , Abweichungen von den Vorschriften der landesgcsetzlichen Bauordnungen
festgestellt werden . Es wird daher in dem betreffenden Befunde ausdrücklich zu
vermerken sein , ob und in welchem Belange eine solche Nachsichtserteilung be¬
antragt wird.

3. Allgemeine Vorschriften des Gesetzes vom 8. Juli 1902 , R .-G.-Bl.
Nr . 114.

Es muß festgestellt werden , ob die im H 5 des Gesetzes normierten bau¬
technischen Beschränkungen , und zwar:

a) Bezüglich der Zahl der Stockwerke,
b) bezüglich der Anzahl der aus jede Stiege entfallenden Wohnungen und
e) bezüglich des Ausmaßes der Bodenfläche genau beachtet wurden , be¬

ziehungsweise inwieweit sich in dieser Hinsicht Divergenzen ergeben.
Die bautechnischen Daten sind übersichtlich in tabellarischer Form zu¬

sammenzustellen ; aus Zweckmässigkeitsgründen sind in dieser Tahelle auch Daten
über die Einhaltung der Bestimmungen des H 3 des Gesetzes und der HZ 14 und 15
der Ministerial -Verordnung vom 7. Jänner 1903 , R .-G .-Bl . Nr . 6, über den
Maximalbelag und die Trennung der Schlafräume nach dem Geschlechte auf¬
zunehmen.

Eine solche Übersichtstabelle ist dem Formulare für den Befund über den
in Angelegenheit der Steuerbegünstigung für Arbeiterwohnhäuser vorgenommenen
Lokalaugenschein als Anhang beigegeben . Diese Tabelle wird den Politischen
Bezirksbehörden I . Instanz auch ein willkommenenen brauchbaren Behelf für die
ihnen nach H 17 des Gesetzes obliegende Aufsicht und bei Ausübung der
Strafgewalt (H 18 ) liefern.

Ist das Bodenflächenausmaß nicht cingehalten , so ist zu konstatieren , um
wie viel dieses Ausmaß überschritten , beziehungsweise nicht erreicht wird . Auch
ist in dem Falle der Nichterfüllung dieser Vorschrift anzugeben , warum dies
nicht geschehen ist und ob etwa im Hinblicke auf die obwaltenden Verhältnisse
(zum Beispiel Konzentrierung einer großen Anzahl von Arbeitern in einem
Industriezentrum ) eine Nachsicht von dieser Gesetzesbestimmung im Sinne des
8 10 des Gesetzes in Erwägung zu ziehen , beziehungsweise in Antrag zu bringen
wäre . Zufolge einer einschlägigen , im Grunde des H 10 des Gesetzes ergangenen
ministeriellen Ermächtigung (Erlaß des Ministeriums für öffentliche Arbeiten
vom 24 . September 1910 , Z . 363 -III/1 , Statthalterei -Erlaß vom I . Juni
1910 , Z . L a - 1676/4 ) können nunmehr auch die Landesstellen im Einvernehmen
mit den Finanzlandesbehörden Überschreitungen des Maximalausmaßes der
Bodenfläche der einzelnen Wohnungen unter gewissen Voraussetzungen und
Einschränkungen Nachsehen.

4. Vorschriften der Minislerial -Verordmiiig vom 7. Jänner 1903,
R .-G .-Bl . Nr . 6.

Diese gliedern sich in : s ) Allgemeine Bestimmungen , b) Besondere Be¬
stimmungen für Familienwohnhäuser , e) Besondere Bestimmungen über Ledigen¬
heime und ä ) Vorschriften über die Anlage , die Einrichtung und den Betrieb
von Schlaf - und Logierhäusern.

s) Allgemeine Bestimmungen.

Diese gelten selbstverständlich für alle Arbeiterwohnhäuser und es muß
daher hinsichtlich jedes Arbeiterwohnhauses jede einzelne dieser Bestimmungen
(und zwar Beschaffenheit der Bauplätze sH 2j , Situierung der Gebäude sH 3),
Sicherheit gegen Grundfeuchtigkeit sH 4j , Fußböden sH b'j , Wände und Lecken
sß 6j , lichte Höhe der Wohnräume sH 7j , Fenster (H 8). Beheizung der Wohn-
räume sH 9j , Aborte und Senkgruben sH 10 ), Kehrichtgruben sH llj , Ableitung
der Niederschlagswäsfer sH 12j und Wasserversorgung sH 13j ) nach einander
am besten in der Reihenfolge der Ministerial -Vcrordnung durchgegangen und
in kurzer präziser aber dabei erschöpfender Weise sichergestellt werden , ob und

auf welche näher zu beschreibende Weise jeder dieser einzelnen Vorschriften der
Ministerial -Verorduung entsprochen , beziehungsweise ob und inwieweit dies
nicht der Fall ist.

Zu einzelnen dieser Vorschriften wird bemerkt:

Situierung der Gebäude (H 3).

Hier ist vorerst anzugeben , welche Bauweise , die offene, halboffene oder
geschloffene vorliegt , beziehungsweise ob das gesetzlich vorgeschriebene Ausmaß
der Entfernung des Hauses eingehalten ist.

Die Vorschrift des H 3 letzter Absatz über die Frontlänge gilt für alle
Arbeiterwohnhäuser daher auch für Parterregebäudc . Ist in einem Falle dieser
Vorschrift nicht entsprochen , so ist auch zu konstatieren , warum dies nicht
geschehen ist, und ob und aus welchen Gründen im Hinblicke auf die Situierung
des Gebäudes und die sonstigen obwaltenden Verhältnisse (zum Beispiel be¬
schränkter Platz und dabei Notwendigkeit der Unterbringung einer gewissen Zahl
von Arbeitern ) der Ministerialinstanz die Nachsicht von dieser unter Umständen
nur schwer einzn haltenden Bestimmung in Antrag zu bringen wäre (H 10 des
Gesetzes) .

Sicherheit gegen Grundfeuchtigkeit (H 4).

Liegt ein Arbeiterwohnhaus im Jnnundationsgebiete (das ist in einem
Terrain , welches ständig sumpfig ist oder erfahrungsgemäß wiederholt über¬
schwemmt wird ), so ist bei diesem Punkte , abgesehen von der genauen Lage
des betreffenden Arbeiterwohnhauses und der Art und Weise der Sicherheit
gegen Grundfeuchtigkeit auch immer der höchste Wasserstand , bezogen auf das
Niveau des Erdgeschoßfußbodens anzugeben und planlich (im Querschnitte)
darzustellen.

Aborte und Senkgruben lZ 10 ).

Hinsichtlich der Abortanlage ist namentlich auch immer die Zulänglichkeit
der Zahl der Aborte im Hinblicke auf die zulässige Maximalzahl der Bewohner,
dann die Art und Weise der Fernhaltung der Abortgase von den Jnnenräumcn
des Hauses festzustellen.

Bezüglich der Senkgruben ist insbesondere eine genaue Beschreibung der
Beschaffenheit der Entfernung vom Gebäudcmauerwcrke und der Entleerungsart
notwendig.

Wasserversorgung (H 13).

Die Art und Weise der Wasserversorgung ist, gleichgültig ob es sich im
konkreten Falle um eine Wasserleitung oder um eine Brunnenanlagc handelt,
immer genauesten ^ festzustellen und zu beschreiben.

« Die Beantwortung der Frage nach der Beschaffenheit des Wassers entfällt,
wenn die Wasserversorgung mittels einer öffentlichen Wasserleitung oder eines
öffentlichen Brunnens erfolgt . Ist dies nicht der Fall , so genügt , wenn ein
chemisches, beziehungsweise bakteriologisches Wasseruntersuchungsaltcst , das hier
zu zitieren wäre , nicht beigebracht werden kann , der auf Grund der gesammelten
Erfahrungen vorgebrachte Ausspruch des Amtsarztes.

b) Besondere Bestimmungen für Familienwobn-
Häuser.

Bei Familienwohnhäusern kommen außer den allgemeinen gesetzlichen
Vorschriften und den in der Ministerial -Verordnung unter ->) angeführten
allgemeinen Bestimmungen noch die unter b) angeführten Bestimmungen , und
zwar Maximalzahl der Bewohner (H 14), Wohnungsbestandteile (H 15), Anlage
der Wohnungen (H 16 ), Dachbodcnwohnungen (H t7 ), Abteilungen für einzeln
stehende Personen (H 18 ), Stallungen (8 19) und bei größeren Familien¬
wohnhäusern noch die Zusatzbestimmungen des H 20 in Betracht und es muß
daher im gegebenen Falle geprüft werden ob und in welcher Weise auch diesen
Vorschriften entsprochen ist. Die für die Beurteilung der Einhaltung der Be¬
stimmungen der HZ 14 und 15 (Maximalbclag und Trennung der Schlaf¬
räume nach dem Geschlechte) notwendigen Daten sind in die bereits erwähnte
Übersichtstabelle aufzunehmen.

Zu den einzelnen dieser Vorschriften wird bemerkt:

Wohnungsbestandteile (Z 15).

Eine Wohnung kann dann al » ein abgeschlossenes Ganzes angesehen
werden , wenn die zu derselben gehörigen Räume derart mit einander in direkter
Verbindung stehen, daß eine Kommunikation unter diesen Räumen möglich ist,
ohne , daß ein fremder oder für mehrere Parteien gemeinschaftlicher Raum
betreten werden muß . Im übrigen sind selbstverständlich gemeinschaftliche Gänge,
Stiegenplätze , Stiegenhäujer , Waschküchen und Aborte zulässig.

Anlage der Wohnungen (H 16).

Die im letzten Absatz des H 16 enthaltene Vorschrift ist auch dann als
erfüllt anzusehen , wenn die Wohnung einen eigenen Ausgang in einen un¬
mittelbar .ns Freie führenden Gang oder einen solchen Vorraum hat.

Größere Familienwohnhäuser (H 20 ).

Als solche sind in Städten und geschlossenen Ortschaften gelegene Arbeiter-
Wohnhäuser anzusehen , die mehr als acht mehrräumige Wohnungen enthalten.

^äc ) Besondere Bestimmungen für Ledigenheime.

Für Ledigenheime gelten außer den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften
und den in der Ministerial -Verordnung unter ») angeführten allgemeinen Be¬
stimmungen noch die besonderen Bestimmungen des H 6 des Gesetzes vom
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8 Juli 1902 , R .-G .-BI . Nr . 144 , und zwar Absatz 2 und 4 (Flächenraum
und Maximalbelag ), dann Absatz 3 (Unterbringung einzelner Personen ver¬
schiedenen Geschlechtes in abgesonderten Abteilungen , zum Beispiel nach Stock¬
werken gesondert ), und ferner die besonderen Bestimmungen der Ministerial-
Verordnung , und zwar der ZZ 21 (Wohnräume und Küchen , Verbot von
Dachbodenwohnräumen ), 22 (Gänge ), 23 (Stiegen ), 24 (Putzräume ), 25 (Aborte)
und es muß daher im korrekten Falle namentlich auch die Art und Weise der
Erfüllung dieser Spezialvorschriften sestgestellt und beschrieben werden.

tick ä ) Schlaf - und Logierhäuser.

Für diese gelten di - allgemeinen Bestimmungen der Ministerial -Ver-
ordnung (a), dann von Bestimmungen über Ledigenheime (b), die der ZZ 21
erster Absatz (Verbot von Dachbodenwohnräumen ), 23 erster Absatz (erforderliche
Anzahl von Stiegen ), 22 (Gänge ), und 25 (Aborte ), und dann die Spezial¬
bestimmungen der W 27 (Schlafsäle ), 28 (Trennung der Geschlechter), 29
(Waschräume ). 30 (Putzräume und Bäder ), 31 (Stiegen ), 32 (Verköstigung ),
33 (Aufrechthaltung der Reinlichkeit und Ordnung ). Ebenso wie die Erfüllung
der allgemeinen Bestimmungen muß daher im gegebenen Falle die Erfüllung
der genannten Spezialbestimmungcn , und zwar insbesondere auch die Art und
Weise dieser Erfüllung konstatiert werben , wobei namentlich hinsicktlich der
Vorschriften der ZZ 29 (Waschräume ) und 30 (Putzräume und Bäder ) eine
genaue Beschreibung dieser Räume , sowie der vorgeschriebencn Einrichtung zur
Tilgung des Ungeziefers aus den Kleidern zu geben ist.

5 . Überprüfung der Belege , und zwar zur Ermittlung des Maximal¬
erträgnisses des Gebäudes (§ 11 , Absatz 1 des Gesetzes ), dann Erhebungen zur
Genehmigung des Mietzinstarifes (Z 12, 1. Absatz, 3 und 5 des Gesetzes) und
eventuell Genehmigung der Hausordnung (Z 12, 1. Absatz, 5 des Gesetzes und
8 34 der Ministerial -Verordnung ) und allenfalls Genehmigung des Vertrags-
Entwurfes über den Verkauf des Gebäudes (Z >2, II des Gesetzes).

Bei der Genehmigung der Hausordnung ist darauf zu sehen, daß dieselbe
die nach H 34 der Ministerial -Verordnung erforderlichen Bestimmungen enthält
und in Präziser und dabei gemeinverständlicher Form abgesaßt ist.

Die Genehmigung des Kaufvertrag -Entwurfes darf nur dann erfolgen,
wenn der Entwurf neben den allgemeinen Erfordernissen eines Kaufvertrages
alle sonstigen das Verhältnis zu dem Käufer regelnden Bestimmungen enthält
und den im Z 12, II aufgestellten Bedingungen entspricht , was genau geprüft
werden muß.

Hat die Übervrüfung im Wege eines Lokalaugcnscheines stattgefnnden , so
ist das Ergebnis derselben in übersichtlicher Weise unter Auseinanderhaltung
der verschiedenen Erhebungspunkte kurz , aber präzise und erschöpfend in einem
Befunde niederzulegen.

Der Befund muß genau unter Benützung der milfolgenden hienut
obligatorisch zur Einführung gelangenden Drucksorte abgesaßt werden . Diese
Drucksorte ist aufzulegcn . Bei der Abfassung des Lokalaugcnscheinbefundes , be¬
ziehungsweise bei Ausfüllung der hiefür bestimmten Drucksorte ist auf eine
übersichtliche Anordnung und auf leserliche Schrift ein besonderes Gewicht
zu legen . .

Die in der Drucksorte enthaltenen Fragen , die keineswegs erschöpfend
sind , sondern nur die wichtigsten Momente betreffen , dürfen selbstverständlich —
soweit sich dies nicht etwa aus der Natur der Sache ergibt — nicht bloß mit
, ja " oder „nein " , beziehungsweise „ist entsprochen " oder . ist nicht entsprochen"
beantwortet werden , sondern es ist, wie bereits oben bemerkt wurde , in
prägnanter Weise zu beschreiben , in welcher Art und Weise die einzelnen Vor¬
schriften erfüllt sind . Im Kommissions -Anträge find die etwaigen Bedingungen,
von denen nach dem Ergebnisse des Lokalaugenscheines die Zuerkennung der
angestrebten Steuerbegünstigung abhängig zu machen wäre , Punktwelse klar
und präzise zu formulieren ; dabei genügt es aber nicht bloß , anzugeben , daß
noch dieser oder jener Vorschrift entsprochen werden muß , es rst vielmehr zu
stimmen , in welcher Weise dies zu geschehen hat , damit die Partei hierüber in
keinem Zweifel sein kann und sich in Hinkunft dann keine Weiterungen hier¬
über ergeben.

Bon der Partei ist eine Äußerung zu dem Ergebnisse des Lokalaugen¬
scheines abzuverlangen . In dieser Äußerung hat die Partei insbesondere zu
erklären , ob und inwieweit sie die etwa konstatierten Mängel anerkennt und
zur Beseitigung derselben im Sinne de« Kommissions -Antrages bereit ist. Wenn
nötig , hat die Kommission zu dieser Äußerung der Partei ihr Gutachten abzu¬
geben , was namentlich dann notwendig sein wird , wenn die Partei die etwa
erhobenen Mängel „nicht anerkennt.

Wurde die Überprüfung lediglich auf Grund des Aktenmaterialcs vor-
gcnommen , so ist das Ergebnis derselben gleichfalls in übersichtlicher Weise und
unter Auseinanderhaltnng der verschiedenen Erhebnngspunkte nach Analogie
des Lokalaugenscheinbefundes in ein Gutachten zusammenzufassen.

Der durch den Lokalaugenscheinbefund , beziehungsweise durch das Gut¬
achten ergänzte Verhandlungsakt ist sodann unverzüglich dem Steuerreferate
zur weiteren Veranlassung mitzuteilen.

Falls gleichzeitig mehrere einer Partei gehörige Arbeiterwohnhäuser
gleicher Type in Betracht kommen , so ist in der Regel nur ein Befund auf¬
zunehmen und ist in den Konnexakten auf denselben zu verweisen.

III . Nach den bisher gemachten Erfahrungen haben die wenigsten Arbeiter-
Wohnhäuser , bezüglich welcher um Zuerkennung der 24jährigen Steuerfreiheit
bisher angesucht wurde , den gegenständlichen Vorschriften entsprochen . Die
Zuerkennung der angestrebten Begünstigung konnte daher meist nur bedingungs¬
weise ausgesprochen werden ; in vielen Fällen mußte die Ministerialinstanz um
Rachsichtserteilung von einzelnen nicht cingehaltenen Vorschriften angegangen
werden und in manchen Fällen waren die Mängel so schwerwiegender Natur,
daß eine willfahrende Erledigung des Gesuches überhaupt nicht erfolgen konnte.

Die Durchführungs -Verordnung bietet nun im ß 35 Schlußabsatz die
Sandhabe , solche Vorkommnisse durch die Vorlage der Baupläne vor Jnangnff-
nahme des Baues an die politischen Landesbehörden (im Wege der politischen
Bezirksbehörden ) möglichst hintanzuh alten und hiedurch indirekt das Niveau
der Arbeiterhäuser zu heben . Von dieser Möglichkeit wird aber anscheinend aus
Unkenntnis ein sehr geringer Gebrauch gemacht.

Die Interessentenkreise sind daher in entsprechender Weise aufzuklaren,
daß die Erbauer von Arbeiterwohnhäusern in ihrem eigenen Interesse handeln,
wenn sie von der Wohltat der zitierten gesetzlichen Bestimmung Gebrauch
machen Dabei muß aber auch darauf aufmerksam gemacht werden , daß em
solcher Ausspruch der politischen Landesstelle nur dann erfolgen kann , wenn
das Gesuch um denselben in vorschriftsmäßiger Werse mstrurert ist. Hiezu
aekört nach 8 35 der Ministerial -Verordnung die Vorlage des Baukonsenses,
eines Pares des behördlich genehmigten Bauplanes und einer Beschreibung der
Anlage insoweit jene zur Beurteilung der Erfüllung der un Gesetze und in
der Verordnung cmhaltenen Anordnungen notwendig ist ; eine bloße topo-
gravhische Beschreibung genügt selbstverständlich nicht , sondern es muß vielmehr
in kurz » aber dabei erschöpfender Weise geschildert werden , wie den einzelnen
Vorschriften des Gesetzes und der Ministerial -Verordnung ent,prochen werden
soll soweit sich dies eben nicht schon aus dem Plane allem konstatieren laßt.

'Ein  weiterer Umstand , welcher von den Mimsterie » bei den Verhandlungs¬
akten über bie Zuerkennung der ausgedehnten Steuerfreiheit für Arbeitcrwohn-
häuser beobachttt wurde , ist der , daß manche Firmen w^ che mncrhalb einer
gegebenen Zeit zahlreich - Arbeiterwohnhauser - m der Regel nach derse ben
Grundtype — erbaut haben , zunächst namentlich dann , wenn diese Obiekte
den Bestimmungen des allgemeinen Wohnungsgesetzcs und d°ffen Durch¬
führungs -Verordnung nicht voll entsprechen , nur um die Begünstigung der
ausgedehnten Steuerfreiheit für einige derselben ansuchen , zu einem spateren
Zeitpunkte wieder für einige und so fort , bis endlich alle Objekte der Amts-

^andl "̂ Elches Vorgehen kann von weitgehenden Konsequenzen begleitet
sein - denn für die Beurteilung jeder Sachlage ist nicht nur die Qualität,
sondern auch die Quantität maßgebend . Die Mängel , welche sich ö- B . nur
bei zwei zusammengehörigen Arbeiterwohnhäuser vorfinden , erfahren eine ganz
ander" Bedeutung , wenn s.e bei 20 solchen Arbei .erwohuhäusern wieder -hrem
Es bedarf wohl keiner weiteren Ausführung , daß dies insbesondere in
bvaienisckier Beziehung von Wichtigkeit sein kann . Es wäre daher , um bei dem
aiiqezoqenen Beispiele zu bleiben , wohl möglich , daß sich die kompetenten
Ministerien im Grunde des 8 10 des allgemeinen Wohnungsgesetzes ermächtig
finden , Mängel bei diesen zwei Wohnhäusern nachzusehen , wogegen sie die
größten Bedenken hegen könnten , bei 20 solcher Wohnhäuser in glenher We „ e
zu verfahren . Durch die eventuell willfahrende Ent,cheidung bezüglich der zwei
Arbeiterwohnhäuser erscheint aber ein Präjudiz geschaffen, welches ^ schwer
macht , das Gleiche bei weiteren Wohnhäusern derselben Anlagen S» versagen,
was den ersten gewährt wurde , wobei es zudem noch Vorkommen kann , ß
der lokale Zusammenhang dieser in größeren Zeitabschnitten eingebrachten
Gesuche gar nicht erkannt wird . Anderseits muß angenommen werden , daß den
politischen Bezirksbehörden solche lokale Verhältnisse bekannt ff" d.

In solchen Fällen sind die Amtshandlungen , wo irgend mochl ' ch, s° f° r
auf alle derart zusammenqehö .igen Objekte auszud -hn -n oder , falls die» nicht
durchführbar erscheint , ist sich in den Einbegleitungsberlchten darüber Z« äußern,
ob noch weitere derartige Objekte errichtet werden , sowie ob diese » ach den
gleichen Grundtypen erbaut werden.

S.
Recht der Gemeinde auf Einhaltung der Parzel¬
lierungsbedingungen . — Eine Heilanstalt ist ein

„Wohnhaus " im Sinne der Bauordnung.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

28 . März 1912 , Nr . 3825 von 1912 (M . B . A . XIX , 309/3
voy 1912) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Berwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. « II . Präsidenten
Dr . Ritter v . Alter,  in Gegenwart der Räte des s- k- Verwaltimgsg -richls-
Hofes K ru P sk y, Srb , Dr . Weingart - n und Dr . Edlen v. W chn - l l e r
dann des Schriftführers k. k. Hossekretärs Dr . Freiherr » v̂ Ru m l er t
die Beschwerde der Gemeinde der k. k. Reichshaupt - und
gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums für vffentliche Arbeiten vom
11 Oktober 1911 , Z . 141 , betreffend die Erteilung einer Baubewilligung nach
der am 28 . März 1912 durchqeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung,
und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten sowie d-r Aus¬
führungen des Magistratsratcs Dr . Kubitschek.  namens der beschwerde-
führenden Gemeinde , des k. k. Ministerial -Sekrclärs F l t l Skaten
langten Behörde und des Dr . Karl Schreiber, Hof- und Ger ' chwadvoka en
in Wien , namens der mitbelangten Nathamel Hrecherrn v. R o t h s ch >t o
Stiftung für Nervenkranke , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Ents ch eidungsgründe.
Mit der angefochtenen Entscheidung hat das Ministerium für öffentliche

Arbeiten die von der Baudeputation für Wien in Abänderung der abweisüchen
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Erledigung der I . Instanz dem mitbelangten Kuratorium der Nathaniel Frei¬
herr v. Rothschil  d ' schen Stiftung für Nervenkranke in Döbling erteilte
Bewilligung zur Erbauung eines Stiftungsgebäudes in Wien , XIL ., Pyrker-
gasse, beziehungsweise Hofzeile , bestätigt und den gegen diese Baubewilllgung
überreichten Rekurs der Gemeinde Wien abgewicsen.

In der Beschwerde werden Einwendungeu in formeller und in ineritorischer
Beziehung erhoben : in elfterer Hinsicht wird zunächst auszuführen gesucht, daß
die Behörde die „ Anrainerrech !e" der Gemeinde als Eigentümerin der in der
Nähe befindlichen Schulgebäude nicht anerkannt und die Gemeinde nicht gehört
habe ; diese Unterlassung begründe einen wesentlichen Mangel des Verfahrens.

Dieser Beschwerdeeinwendung gegenüber ist vor allem darauf zu ver¬
weisen , daß nach H 21 der Bauordnung für Wien die spezielle Ladung der
Gemeinde Wien als solche zur Teilnahme an der Baubewilligungsverhandlung
keineswegs vorgeschrieben ist, sondern hiezu nur die „Nachbarn " und allfällige
andere Beteiligte , letztere nach dem Ermessen der Baubehörde , vorzuladen find.
Ein Nachbarschastsverhältnis ist aber vorliegendensalls (rücksichtlich des von der
beschwerdeführendcn Gemeinde zu dessen Begründung allein geltend gemachten
Eigentums an den Schulgebäuden ) — wie der Gerichtshof aus den Admini-
strativakten und den diesen beiliegenden Plänen entnommen hat — tatsächlich
nicht gegeben , indem die fraglichen Gebäude der Gemeinde so situiert sind , daß
von deren „ Nachbarschaft " im Verhältnisse zu der für das Bauprojekt in Aus¬
sicht genommenen Baustelle keine Rede sein kann.

Der Gerichtshof ist aber der Anschauung , daß die Gemeinde mit Rücksicht
auf die zu ihren Gunsten verbüchertcn rechtskräftigen Parzellicrungsbedingungen
zu den Interessenten gehört , welche von der Baubehörde behufs Wahrung ihrer
Rechte der Bauverhandlung talsächlich beigezogen worden sind . Insofern es sich
hiebei um die Geltendmachung der mit den nahegelegenen Schulgebäuden der
Gemeinde zu widmenden besonderen Obsorge gehandelt hat , ist die Beschwerde¬
behauptung , wonach diese Interessen infolge mangelhaften Verfahrens nicht
vertreten werden konnten , eine altenwidrige , indem sich aus den Administrativ¬
akten ergibt , daß an den kommissionellen Verhandlungen speziell Vertreter des
Orts - und des zur Wahrung der fraglichen Interessen gesetzlich besonders
berufenen Bezirksschulrates tcilgenommen haben und ihre Äußerungen abgaben
und auch die von Seite der Gemeinde mit Rücksicht auf die fraglichen Schul¬
gebäude geltend gemachten Einwendungen einer merilorischen Überprüfung und
Erledigung durch die Behörden unterzogen worden sind.

Soweit in dieser Richtung die Wahrnehmung der sanitären Interessen in
Frage kommt , obliegt dieselbe im Bauverfahren den Baubehörden (ß 22 der
Bauordnung für Wien ), welche diese Interessen von Amts wegen nach eigenem
Ermessen wahrzunehmen hat und ist gemäß Z ll, >it . s des Verwaltungs¬
gerichtshofgesetzes die bezügliche meritorische Entscheidung der Überprüfung durch
den Verwaltungsgerichtshof entzogen.

Zu der weiteren Einwendung , daß die Gemeinde eventuell im Falle einer
Beeinträchtigung ihrer Schulgebäude in der Erfüllung ihrer Zweckbestimmung
gezwungen wäre , Ersatzschulen zu bauen , und ihr hiedurch materielle Nachteile
erwachsen würden , ist — abgesehen davon , daß ein diesfälliges ausdrückliches
Vorbringen bei der Bauvcrhandlung selbst nicht stattgefunden hat — darauf
zu verweisen , daß die Behauptung jeder tatsächlichen Grundlage entbehrt , weil
— zeuge dessen das den Akten erliegende Protokoll über die am 5 . November
1910 abgehaltene kommissionelle Verhandlung — die hiezu berufenen Vertreter
des Bezirksschulrates die ausdrückliche Erklärung abgegeben haben , daß das
nach seinen Wünschen abgeänderte Projekt den nn Hinblicke auf die Bedürfnisse
der Schulen zu stellenden Anforderungen vollkommen entspreche und daß gegen
dessen Ausführung aus diesem Gesichtspunkte nunmehr keine Einwendung zu
erheben ist.

Wenn die Beschwerde der Meinung Ausdruck gibt , es beinhalte die Ein¬
leitung des Baubewilligungsverfahrens ohne vorausgegangenes neuerliches An¬
suchen um Genehmigung einer geänderten Grundabteilung , beziehungsweise
ohne neuerliche Durchführung des Abteilungsverfahrens einen Mangel des ab-
geführten Admiuistrativverfahrens , so stellt sich dies als Behauptung einer
Gesetzwidrigkeit dar ; denn Z 3 der Bauordnung für Wien normiert die gesetz¬
lichen Voraussetzungen für die Einleitung und Durchführung des Abteilungs¬
verfahrens ; die Behauptung also, daß im konkreten Falle ein solches Abteilungs¬
verfahren hätte platzgreifen sollen , jedoch unterlassen wurde , ist sachlich die
Behauptung einer Gesetzwidrigkeit.

Der Gerichtshof tonnte jedoch im gegenständlichen Falle in der Einleitung
des Baubewilligungsverfahrens ohne neuerliche Parzellierungsbewilligung eine
Gesetzwidrigkeit nicht erblicken.

Allerdings sind der Gemeinde Rechte auf die Einhaltung der Parzel-
lierungsbedingungcn , beziehungsweise darauf erwachsen , daß eine Bauführung,

welche die Änderung des Parzellierungsplanes zur Voraussetzung hat , erst
nach Durchführung eines neuerlichen Abteilungsverfahrens bewilligt werden kann.

Doch verpflichtet die genehmigte Parzellierung den Abteilungswerber oder
dessen Rechtsnachfolger keineswegs , alles das vollständig auszuführen , was an
Baulichkeiten im Parzellierungsplane in Aussicht genommen war ; wenn durch
ein Bauvorhaben die hinsichtlich der Begrenzungslinie des Niveaus , der Grund-
abtrelung , des verbauharen Raumes , der Gebäudehöhe , der Berbauungsart rc.,
auferlegten Bedingungen eingehalten werden , findet eine Verletzung der Par¬
zellierungsbedingungen dann nicht statt , wenn statt einer Mehrzahl der ge¬
nehmigten Bauparzellen nur eine der Verbauung zugeführt wird , oder wenn
— wie dies im konkreten Falle zutrifft — die Zusammenfassung mehrerer
Parzellen (immer unter Einhaltung der vorerwähnten Bedingungen ) zur Er¬
richtung eines einem einheitlichen Zwecke dienenden Baukomplexes erfolgt . Denn
die Parzellierungsbewilligung gibt zwar dem Eigentümer die Befugnis , eine
nicht zu überschreitende Anzahl von selbständigen Bauobjekten auf dem parzel¬
lierten Grunde zu errichten ; für die Statuierung einer Verpflichtung jedoch,

sämtliche nach den Parzellierungsbedingungen zulässigen selbständigen Objekte
auszuführen , bietet das Gesetz keinen Anhaltspunkt.

Wenn also im vorliegenden Falle drei , beziehungsweise zwei Parzellen
— bei Einhaltung der sonstigen hinsichtlich der Begrenzungslinie u . s. w.
gestellten Bedingungen — behufs Erbauung eines einheitlichen Gebäude¬
komplexes zusammengefaßt werden , so kann hierin eine das neuerliche Ab¬
teilungsverfahren bedingende Abweichung von den rechtskräftigen Parzellierungs¬
bedingungen nicht erblickt werden.

Die beschwerdeführende Gemeinde ist jedoch der Meinung , daß eine Ver-
letzung derselben darin gelegen sei, daß die Parzellierungsbedingungen die Er¬
bauung von „ Wohnhäusern " vorsehen , ein „ Sanatorium " aber unter den
Begriff Wohnhaus nicht subsumiert werden könne . Der Gerichtshof vermochte
diese Anschauung nicht als zutreffend zu erkennen , ist vielmehr der Rechts¬
anschauung , daß nach den Bestimmungen der Bauordnung für Wien (deren
8Z 7l und 78 den Begriff „ Wohngebäude " namentlich im Gegensätze zu
„Industriebauten " fixieren ) unter „Wohngebäude " alle Baulichkeiten verstanden
werden müssen , welche Bestimmungsgemäß der Befriedigung des Unterstands-
und Aufenthaltsbedürfnisses von Menschen zu dienen haben , wobei der besondere
Anlaß , aus welchem der Aufenthalt genommen wird (reine Wohn -, Unterrichts -,
Amts -, Heilzwecke u . s. w ), nach dem Gesetze ebensowenig entscheidet, wie der
Umstand , ob der Aufenthalt ein dauernder oder vorübergehender ist. Im kon¬
kreten Falle kann also darin , daß das Projektierte Gebäude für die Unter¬
bringung von Nervenkranken bestimmt ist, kem Widerspruch mit der Parzel-
lierungsbedingung , welche die Errichtung von „ Wohngebäuden " gestattet,
erblickt werden . Daß sowohl in der Pyrkergasse als auch in der Hofzeile die in
den Parzellierungshedingungen vorgcschriebene geschlossene Bauweise (wobei
selbstverständlich die Herstellung des Abschlusses durch ein weniger hohes Ge¬
bäude keinem Anstande unterliegt ) eingehalten wird , hat der Gerichtshof aus
den vorgelegenen Plänen entnommen und wird dies übrigens auch von der
Beschwerde nicht bestritten.

Der geplante Jsolierpavillon stellt sich sowohl seinem Zwecke nach — als
ein den Gebrauch des Hauptgebäudes lediglich unterstützendes Objekt — als
nach im Sinne der ausdrücklichen Vorschrift des Abteilungskonsenses , welcher
ja die Errichtung von Remisen , Glashäusern und ähnlichem als Nebengebäude
versteht — als ein nach den Parzellierungsbedingungen zulässiges Neben¬
gebäude dar , weshalb auch die aus diesem Punkte abgeleitete Beschwerde¬
einwendung a ' s unzutreffend bezeichnet werden muß.

Aus diesen Gründen erwies sich die Beschwerde als in jeder Hinsicht
unbegründet und war daher abzuweisen.

L.
Bestellung eines Prüfungs -Kommissärs für Dampf¬

kesselwärter.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

6. Mai 1912 , 8 1-148/1 (M . Abt . IV , 2378 ) dem Wiener
Magistrate folgende Kundmachung mitgeteilt:

Das k. k. Ministerium für öffentliche Arbeiten hat den Ober -Baurat des
k. k. Gewerbeförderungsamtes Otto Kunze  aus Anlaß seiner Enthebung
vom Amte eines k. k. Dampfkessclprüfungs -Kommissär -Stellvertreters zum
Prüfungs -Kommissär für Dampfkesselwärter ernannt.

4 .
Regelung des Fnhrwerksverkehres in der Griechen¬

gasse im I . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 9. Mai 1912,

M . A . IV , 2050:

Auf Grund der HZ 46 , P . 3 und lOO des Gesetzes vom 24 . März
1900 L.-G . und V .-Bl . Nr . 15 werden die in der Magistrats -Kundmachung
vom 15 . Mai 1909 , M . A . IV , 709/09 , hinsichtlich des Fuhrwerkverkehres in
der Griechengasse im I . Bezirke festgelegten Bestimmungen in folgender Weise
abgeändert:

Die Einfahrt ist lediglich vom Fleischmarkte aus , und zwar nur im
Schritte gestatte !.

Die Kutscher von Schwerfuhrwerken haben entweder vor dem Gespanne
schreitend , die Pferde am Zügel zu führen oder eine erwachsene Person zur
Warnung der Fußgeher und Verständigung des Kutschers wegen rechtzeitigen
Anhaltens in entsprechender Entfernung dem Wagen vorauszuschicken.

Die Griechengasse darf in der Strecke von der Rotenturmstraße bis zur
Grenze der Häuser Nr . 2 und 4 nicht befahren werden.

5 .
Breitenfurth , Zuweisung zum Gerichtsbezirke

Liesing.
Rund -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . Mai 1912,
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Laut Verordnung des k. k. Justizministeriums vom 22 . März 1912,
R .-G .-Bl . Nr . 63 , wurde die Gemeinde Breitenfurth bei Wien aus dem
Sprengel des Bezirksgerichtes Purkersdorf ausgeschieden und jenem des
Bezirksgerichtes Ltesing zugewiesen.

Die politische Bezirkseinteilung wird durch diese Änderung in der Ab¬
grenzung der Gerichtssprengel Purkersdorf und Liesing nicht berührt.

«.
Verkehrsregelung in der Guglgasse im III . und

XI . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30 . Mai 1912

(M . Abt . IV , 424 ) :
Auf Grund der HZ 46 , Punkt 3 und 100 , des Gesetzes vom 24 . März

1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 (Wiener Gemeindestatut ) wird die Durch¬
fahrt für Schwerfuhrwerk durch die Guglgasse im 111. und XI . Bezirke ver¬
boten.

Übertretungen dieser Anordnung werden auf Grund der HZ 100 und
101 des obenerwähnten Landesgesetzcs mit Geld bis zu 400 X oder mit Arrest
bis zu 14 Tagen bestraft.

7 .

Abgabe und Bezug von sterilisiertem Schweinefleisch.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 1. Juni 1912,

M . A. IX , 2762:
Auf Grund des H 46 , Punkt 4 und 6, sowie des Z 100 des Wiener

Gemeindestatutes vom 24 . März 1900 , L.-G . und V .-Bl . Nr . 17 , werden in
Handhabung der Lebensmittel - und Gefundheitspolizei für den Verkehr mit
dem in der Sterilisiernngsanstalt im Schweineschlachlhause der Stadt Wien
im III . Bezirke sterilisierten Schweinefleische folgende Anordnungen ge¬
troffen :

1. Das sterilisierte Schweinefleisch darf nur unmittelbar an Konsumenten
verkauft und nur von solchen erworben werden.

2 . An eine Person darf an einem Tage sterilisiertes Fleisch nur in einer
Menge bis zu 3 üx abgegeben werden . Der Ankauf von größeren Mengen
durch eine Person an einem Tage ist verboten.

3 . Personen , die ein Gewerbe selbständig , als Pächter oder als Stell¬
vertreter betreiben , in dem Fleisch verarbeitet oder in welchem Zustande immer
feilgehalten wird , dürfen sterilisiertes Fleisch nicht erwerben und besitzen.

4 . Übertretungen dieser Vorschriften werden gemäß der HZ 100 und 101
des Wiener Gemeindestatutcs mit Geldstrafen bis zu 400 L oder mit Arrest
bis zu 14 Tagen bestraft.

5 . Diese Kundmachung tritt sofort in Kraft . Gleichzeitig tritt die Kund¬
machung des Wiener Magistrates vom 29 . November 1899 , M -Z . 194238/XV
ex 1899 außer Wirksamkeit.

8 .

Pferdefleischverkehr im Wiener Gemeindegebiete.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 1. Juni 1912,

M . Abt . IX , 2875:
X.

Auf Grund des H 46 , Punkt 4 und 5, sowie des H 100 des Wiener
Gemeindestatutes wird unter Aufhebung der Magistrats -Kundmachung vom
22 . Juni 1908 , Z . IX , 2399/08 , in Handhabung der Lebensmittel - und Ge¬
sundheitspolizei folgendes angeordnet:

1. In Lokalitäten , in welchen Fleisch oder Fleischwaren von Tieren des
Pferdegeschlechtcs in rohem oder zubereitelem Zustande fcilgcboten werden , dürfen
Fleisch und Fleischwaren von anderen Tieren nicht seilgeboten werden.

2 . Diese Lokalitäten müssen eine leicht sichtbare äußere Bezeichnung tragen,
die den Verkauf von Pferdefleisch deutlich bekanntgibt.

3 . Ohne den vorgeschriebenen Beschaustempel darf Pferdefleisch in Wien
nicht in den Verkehr gebracht werden.

a) Da » im Zentral -Pserdeschlachthause gewonnene , zum Genüsse taugliche
Fleisch erhält gemäß der Haus - und Betriebsordnung vom 27 . Mai 1908,
M . Abt . IX , 1970,03 , folgenden Beschaustempel in blauer Farbe:

b) Ta » in den Privatschlachtstätten des XXl . Bezirkes gewonnene , zum
Genüsse taugliche Fleisch hat bei der Beschau folgenden Beschaustempel
In blauer Farbe zu erhallen:

«0 Las nach Wien eingeführte und bei der Überschau genußtauglich erklärte
Pferdefleisch erhält nach der Magistrats -Kundmachung vom 9 . Juni 1908,
M . Abt . IX , 2088/08 , einen Beschaustempel in blauer Farbe von folgender
Form:

ä ) Das bei Notschlachtungen (Z 13 , Abs. des T .-S .-G .) außerhalb des
Zentral -Pferdeschtachthauses gewonnene und zum Konsume zugelassene
Pferdefleisch hat bei der Beschau folgenden Beschaustempel (mit Mutation
von I bis XXI ) in blauer Farbe zu erhalten:

Übertretungen dieser Anordnungen werden , wenn sie nicht nach anderen
besonderen Strafbestimmungen zu ahnden sind , gemäß der W 100 und lOl des
Wiener Gemcindestatutes mit Geldstrafen bis zu 400 L oder mit Haft bis zu
14 Tagen bestraft.

Diese Anordnungen treten sofort in Kraft.

S.

Zugleich wird folgendes in Erinnerung gebracht:
1. Der Schlachthauszwang für Tiere des Pferdegeschlechtes ist in den

Gemeindcbezirken I bis XX durchgesührt . In den bezcichneten Gemeindebczirken
ist die Benützung bestehender und die Anlage neuer Privatschlachthäuscr zur
Schlachtung von Tieren des Pferdegeschlcchtes verboten und es darf das Ein¬
stellen derartiger zur Schlachtung bestimmter Tiere , deren Schlachtung und jede
damit zusammenhängende Verrichtung , wie das Enthäuten , Ausweiden , Ent¬
leeren der Eingeweide u . s, w . nur im Zentral -Pferdeschlachthause erfolgen.

Im XXI . Gemeindcbezirke dürfen die bestehenden privaten Schlachtstätten
für Tiere bis zur Zuweisung an ein öffentliches Schlachthaus benützt werden,
es dürfen jedoch weder neue derart ' ge Schlachtstätten gegründet , noch die be¬
stehenden erweitert werden . (Magistrats -Kundmachung vom 27 . Mai 1908,
M . Abt . IX , 1901/08 .)

2. Geschlachtete Einhufer , rohes gepökeltes oder geräuchertes Fleisch oder
Eingeweide von Einhufern , ferner Fleischwaren , die daraus hergestellt oder damit
vermengt sind, müssen bei der Einfuhr nach Wien , wenn sie in rohem oder
zubereitetem Zustande feil geboten , beziehungsweise verkauft werden sollen , vorher
ins Zentral -Pferdeschlachthaus im X . Bezirke , Schoberplatz 1, zur Überschau
gebracht werden . (Magistrats -Kundmachung vom 9. Juni 1908 . M . Abt . IX,
Z . 2088/08 .) '
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«.
Zulassung von Baumaterialien der Firma

Janesch «E? Schnell.

Erlaß des Wiener Magistrates vom 10 . Juni 1912,
M . Abt . XIV , 539/11:

In Erledigung des Ansuchens der Firma Janesch L Schnell,
IV., Wiedner Hauptstraße45, wird die Verwendung der von ihr erzeugten
Portlandzcmentschlackensteine zur Herstellung von Scheidewänden und der von
ihr erzeugten Betonwinkctsteine zur Herstellung von armierten Hohlmauerwerk
im Gcmeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig
erklärt:

L . Portlandzementschlackenstcinwände.

1 . Die Platten werden nur insolange als Baumaterial für Wände
zugelassen , als deren Druckfestigkeit 28 Tage nach der Erzeugung mindestens
50 kss per Quadratzentimetcr beträgt . Die Stärke der Bandeiseneinlage hat
26 mm Breite und 1' 5 mm Dicke zu betragen.

2 . Die aus diesen Platten erzeugten Wände dürfen zur Abtrennung
einzelner Bestandteile von Wohnungen und Geschäftsräumen , jedoch nicht zur
Trennung verschiedener Wohnungen und Geschäftsräume verwendet werden.

3 . Die Wandstärke ist von 6 bis 1b cm je nach der Stockwerkshöhe
derart zu wählen , daß in der untersten Fuge höchstens ein Druck von 5 kj-
per Quadratzentimeter entsteht . Das spezifische Gewicht der Wand ist mit
1300 ügs per Kubikmeter anzunehmen.

4 . Die zu verwendende Schlacke darf keine Schwefelverbindungen ent¬
halten.

5 . Alle diese Wände find in der Regel auf Träger zu stellen, dürfen
nicht höher als 5 m sein und dürfen keiner Belastung ausgesttzt sein.

6 . Die Platten müssen vor dem Transporte und dem Versetzen genügend
erhärtet sein , um den Beanspruchungen während der Vermauerung ohne
Schaden zu leiden , Widerstand leisten zu können . Sie sind untereinander
mittels der Eiseneinlagen sorgfältig )! zu verbinden und ist zur Fugen-
ausfüllung verlängerter Portlandzementmörtel mit höchstens ein Viertel Weiß¬
kalkszusatz zu verwenden . Für guten Anschluß der Wände an die Gebäude¬
mauern ist Sorge zu tragen.

7 . Die Aufstellung solcher Wände gehört zu den Befugnissen der kon¬
zessionierten Bar -gewerbetreibenden und ist in den Konsensplänen auszuweisen.

L . Armiertes Hohlmauerwerk.

1. Die Winkelsteine sind der vorgelegten Beschreibung und Zeichnung
entsprechend auszuführen und müssen bei ihrer Verarbeitung eine Mindest¬
bruchfestigkeit auf Druck von 50 ü» per Quadratzentimeter aufweiscn und ist die
beabsichtigte Anwendung im Baugesuche anzuführen und in den Bauplänen
ersichtlich zu machen . Die erforderlichen Berechnungen sind dem Baugesuche
anzuschließen.

2 . Die Herstellung von Bauwerken aus solchen Steinen darf nur durch
geschulte Arbeiter vorgenommcn werden und sind die einzelnen Bauteile durch
Schließen kräftig zu verankern.

3 . Die Winkelsteine dürfen zur Herstellung von ebenerdigen Wohngebäuden
mit höchstens 4 m lichter Höhe verwendet werden , wenn dieselben eine Wand¬
stärke von 5 om besitzen.

4 . Bei Gebäude " mit einem Obergeschoß haben dieselben im Ober¬
geschoß 5 om und im Erdgeschoß 7 oi» Wandstärke zu erhalten.

5 . Bei Gebäuden mit mehr als zwei Geschossen dürfen die Winkelstcine
nur in den beiden Obergeschossen als tragend angenommen werden , während
dieselben in den Untergeschossen nur als Füllmauerwerk zwischen entsprechenden
Tragpseilern verwendet werden dürfen.

6 . Die aus Winkelsteinen hergestellten Mauerwerksteile und Deckenauflager
sind derart zu dimensionieren , daß keine höhere Inanspruchnahme der Winkel¬
steine aus Druck als 5 kj- per Quadratzentimeter entsteht.

7 . Als Bindemittel ist Portlandzementmörtel in einem Mischungs¬
verhältnis von mindestens ISO Portlandzement auf 1 m » Sand zu ver¬
wenden und kann dieser Mörtel mit V. Weißkalk verlängert werden.

8 . Die Raumausteilung ist derart vorzunehmen , daß keine größere Decken¬
spannweite als 6 5 m vorkommt.

9 . In jeder Stockwerkshöhe ist ein Betoneisenrost als D -ckenauslagcr
auszuführen . Dieser Rost hat die ganze Mauerbreite zu übergreifen , doch
dürfen Rauch und Bentilationsabzüge durch denselben geführt werden.

10 . Die zur Herstellung der Winkelsteine zu verwendende Schlacke darf
keine Schwefelverbindungen enthalten , muß also ausgewittert oder aus¬
gewaschen sein . .

11 . Das Stadtbauamt kann jederzeit die Prüfung einzelner Steine auf
Druckfestigkeil durch eine amtliche Anstalt verlangen.

12 . Die Ausführung von Bauten aus Winkelsteinen gehört zu den Be¬
fugnissen der konzessionierten Baugewerbetreibenden.

Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , sowie
die gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung auf Grund der gemachten Er¬
fahrungen bleibt Vorbehalten.

Die beigcbrachten Gesuchsbeilagen werden dem Stadtbauamte zur Ver¬
wahrung übermittelt.

LS.

Zulassung des Aerolithbansystems des Ing Eugen
I . Kis für das Wiener Gemeindegebiet

Erlaß des Wiener Magistrates vom 10 . Juni 1912,
M . Abt . XIV , 12849/11:

In Erledigung des Ansuchens des Herrn Adolf Micheroli,  Stadt¬
baumeisters in Wien , XIX ., Döbling , Döblinger Hauptstraße 21 , wird das
Aerolithbausystem des diplomierten Ingenieurs Eugen I . K , s (in Budapest)
für das Gemeindegebict von Wien unter folgenden Bedingungen als zulässig

Die Aerolithsteine sind den vorgelegten Beschreibungen und Zeichnungen
entsprechend auszuführen und müssen bei ihrer Verarbeitung eine Mindestbruch-
festigkeit auf D -uck von 50 äs per Quadratzentimeter aufweisen . Die beab¬
sichtigte Verwendung solcher Steine ist im Baugesuche anzuführen und ,n den
Bauplänen ersichtlich zu machen.

Die erforderlichen Berechnungen sind dem Baugesuche anzuschließen.
2 . Die Bausteine sind aus einer Portlandzementbetonnnschung von

mindestens 280 Lgi Portlandzement auf 1 m ' Gemenge von reinem erdfreien
Sand und Schotter und schwefelfreier Schlacke herzustellen . Der Schlackenzusatz
darf höchstens ^ dieses Gemenges betragen . Als Bindemittel ist guter Weiß-
kalkmörtel mit mindestens V° Portlandzementzusatz zu verwenden.

3 . Die Herstellung von Bauwerken aus Aerolithsteinen darf nur durch
geschulte, verläßliche Arbeiter vorgenommen werden und ist bei der Ausführung
mit der ' größten Sorgfalt vorzugehen.

Die einzelnen Bauteile sind durch Schließen kräftig zu verankern.
4 Die Aerolithsteine dürfen zur Herstellung von zweistöckigen (Erdgeschoß,

erster und zweiter Stock ) Gebäuden , unbelasteten Feuermauern und als Füll¬
mauerwerk bei Pfeile -bauten verwendet werden.

Die Wandstärke der Steine ist der Belastung entsprechend zu wählen.
5 . Bei Gebäuden mit mehr als drei Geschossen (zwei Stockwerken ) dürfen

die Aerolithsteine nur in den drei obersten Geschossen als tragend angenommen
werden , während dieselben in den unteren Geschossen nur als Füllmauermerk
zwischen entsprechenden Tragpfeilern verwendet werden dürfen . ^ .

6 . Die aus Aerolithsteinen hergestellten Mauerwerkstelle und Decken-
auflaqer sind derart zu dimensionieren , daß keine höhere Inanspruchnahme der
Aerolithsteine aus Druck als 5 üs per Quadratzentimeter entsteht.

7 . Die Mauern der einzelnen Geschosse sind durch Eisenbetonroste , welche
als D -ckenauslager zu dienen haben , zu trennen.

Diese Roste haben die ganze Mauerbreite zu übergreifen , doch dürfen
durch dieselben Rauch - und Bentilationsabzüge geführt werden.

8 . Aerolithsteine dürfen innerhalb vier Wochen vom Tage der Erzeugung
an gerechnet , nicht vermauert werden und ist jeder Nervlichstem mit einer
Fabriksmarke und dem Datum der Erzeugung zu versehen.

9 . Das Stadtbauamt kann jederzeit die Prüfung einzelner Steine auf
Druckfestigkeit durch eine amtliche Anstalt verlangen.

10 . Die Ausführung von Bauten aus Aerotlithstemen gehört zu den
Befugnissen der konzessionierten Baugewerbetreibenden

Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , sowie
die gänzliche Zurücknahme dieser Bewilligung auf Grund der gemachten Er-

W . 7,7 - , « -  iE » - ° d- s,M.
bauamte zur Verwahrung übermittelt.

-Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

IN 18 publizierten Gesetze und Verordnungen.

X. Reichsgcsrtzbtatt.

Nr . SV - Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 15 . Mai 1912 , betreffend die Vereinbarung leichterer Vor¬
schriften sür den wechselseitigen Verkehr zwischen den Eisenbahnen Österreichs
und Ungarns einerseits und Deutschlands anderseits rücksichtlich " ssch -wm
Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahnfrochtverkehr vom 14 . Oktober
1890 von der Beförderung ausgeschlossenen oder bedingungsweise zugelassenen
Gegenstände.

Nr . SL Verordnung des Finanzministeriums
vom 14 . Mai 1912 , betreffend die Ausgabe von Zweikronenstücken
der Kronenwährung.

Nr . SS . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 14 . Mai 1912 , womit die Zeichnungender auszuprägenden
Silbermünzen zu 2 X österreichischen Gepräges , sowie jener ungarischen Ge¬
präges veröffentlicht werden.
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Nr. SS. Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 20 . April 1912 , betreffend di- Zeugnisse der Fach¬
schule für Kleidermachen an der k. k. Zentral -Lehranstalt für Frauengewerbe
in Wien.

Nr. S4 . Gesetz vom 27. April 1912, mit welchem
das Gesetz vom 10 . August 1905 , R .-G .-Bl . Nr . 134 , betreffend Übergangs¬
bestimmungen für die Veranlagung der Gcbäudesteucr in den auf Grund des
niederösterreichischen Landes -Gesetzes vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .» und
B .-Bl . Nr . 1 er >905 , mit der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien ver¬
einigten Gemeinden und Gemeindcteilen , auch auf die mit dem niedcröster-
reichischen Landcs -Gcsetze vom 6. Juli 1910 , L.-G .- und V . -Bl Nr . 170 , mit
der Reichshaupl - und Residenzstadt Wien weiterhin vereinigten Geböte aus¬
gedehnt wird.

Nr. SS . Gesetz vom 27. April 1912, betreffend Über¬
gangsbestimmungen für die Veranlagung der Gcbäudesteuer in den auf Grund
der galizischen Landes -Gcsetze vom 13 . November 1909 , L.-G .-Bl . Nr . >48
vom 19 . Dezember 1910 , L.-G .-Bl . Nr . 243 , und vom 29 . November 1911^
L.-G .-Bl . Nr . 137 , mit der Stadt Krakau vereinigten Gemeinden , Gemeinde-
teilen und Gutsgebicten.

Nr. so . Gesetz vom 29. April 1912, betreffend die
Unfallversicherung bei baugewerblichen Betrieben.

Nr. S7 Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit dem Handelsmtnister vom 8. Mai
1912 über die Tageszeiten für die Erhebung von Wechselprotesten in der
königlichen Hauptstadt Lemberg.

Nr. S8 . Verordnung des Gesamtministcriums
vom 15. Mai 1912 über die Zuweisung der vollen Gerichtsbarkeit
an das k. u . k. Konsulat in Damaskus.

Nr. SS. Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 12. Mai 1912 , betreffend die Erlassung
eines Statutes sowie einer Studien - und Prüfungsordnung für das Studium
der Landwirtschaft an der k. k. Universität in Krakau.

Nr . IS« . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 6. Mai 1912 , betreffend die Abänderung der Bestimmungen über
den steuerfreien Bezug von steuerbarem Mineralöle.

Nr. 101 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 16> Mai 1912 , betreffend die Konzefsionierung einer mit
elektrischer Kraft z» betreibenden schmalspurigen Kleinbahn von der Höffinger¬
straße zum Strcckcrhofe in Gries bei Bozen (Guntschnabahn ).

Nr. 102 . Staats -Vertrag vom 3. Jänner 1912,
zwischen Österreich - Ungarn und Hessen zur Vermeidung von Doppel¬
besteuerungen , welche sich aus der Anwendung der für Österreich , beziehungs¬
weise für Hessen geltenden Steuergesetze ergeben könnten.

Nr. IOS. Verordnung des Finanzministeriums
vom 16. Mai 1912 , betreffend die Erzeugung und Vermehrung
der Reinkultnrhefc in Apparatbrauereien.

Nr. 104i Gesetz vom 17. Mai 1912, über die Er¬
höhung des exekutionsfreien Betrages von Dienst - und Lohnbezüqen . Ruhe-
genüffen u . a.

Nr. IOS. Verordnung der Ministerien der
Finanzen , des Handels und des Ackerbaues vom
25 . Mai 1912 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
Durchsührungsvorschrift gum Zolltarifgesetze vom 13 . Februar 1906 , R -G .-
Bl . Nr . 22 , und der Erläuterungen zum Zolltarife vom 13 . Februar >906.

Nr. IOS. Verordnung des Finanzministeriums
vom 25 . Mai 1912 , betreffend die Ergänzung der Verordnung vom
17. November 1911 , R .-G .-Bl . Nr . 216 , über die Tragung der Untersuchunqs-
kosten im Zollverkehre.

Nr. 107 . Gesetz vom 17. Mai 1912, betreffend die
Abänderung des allgemeinen Berggesetzes vom 23 . Mai 1854 , R .-G .-Bl.
Nr . 146 , hinsichtlich der Regelung der Lohnzahlung beim Bergbau.

Nr. 108 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 28 . Mai 1912 , betreffend die Abänderung der Hauszins-
steuer -Einzahlungsterminc im Steucreinhebungsbczirke Moldautein in Böhmen.

Nr. ISS . Kundmachung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten vom 14. Mai 1912 , betreffend di- Zeugnisse der
Frauengewerbeschule für Weißnähen und Kleidermachen mit böhmischer Unter¬
richtssprache in Göding.

Nr. 110 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 31. Mai 1912 , betreffend die Änderung in der Bezeichnung
der Schätzungsbezirkc zur Veranlagung der Personaleinkommenstener „ Stadt
Baden mit Weikersdorf " und „ politischer Bezirk Baden mit Ausschluß der Ge¬
meinden Baden und Weikersdorf " .

Nr. 111 . Kundmachung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit dem Justizministerium vorn
1. Juni 1912 , betreffend die Verwendbarkeit der Teilschuldverschrcibungen
(Landeseisenbahnschuldverschreibungcns des schlesischen Laudcseisenbahnanlehens
I . Emission im Betrage von 5,061 .090 X zur fruchtbringenden Anlegung von
Stiftungs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr. 112 . Verordnung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium für öffentliche
Arbeiten vom 3. Juni 1912 , betreffend die Durchführung der
Bestimmungen des H 19 des Gesetzes vom 26 . April 1912 , R .-G .-Bl . Nr . 86,
über das Baurecht.

Nr. IIS . Verordnung des Justizministeriums
vom 4. Juni 1912 , womit die Zuständigkeit zur Führung der Grund¬
bücher und für die Exekution infolge der durch das Landesgcsetz vom 2. Februar
1907 , L.-G .- und V .-Bl . für Nicderösterrcich Nr . 4, geänderten Abgrenzung
der Wiener Gemeindebezirke geregelt wird.

Nr. 114 . Verordnung des Justizministers im
Einvernehmen mit dem Minister für öffentliche
Arbeiten , dem Minister des Innern und dem Finanz¬
minister vom 11. Juni 1912 über die Durchführung des Ge¬
setzes, betreffend das Baurecht.

Nr. 115 . Verordnung des Finanzministeriums
Vom 1. Juni 1912 , betreffend die Neuregelung der Verschleißpreise
für inländisches Fabriksalz.

Nr. 110 . Internationales Abkommen vom4. Mai
1910 , betreffend die Bekämpfung der Verbreitung unzüchtiger Veröffent¬
lichungen , vereinbart zwischen den folgenden auf der Pariser Konferenz ( 18. April
bis 4 . Mai >910 ) vertretenen Mächten : Österreich -Ungarn , Deutschland , Belgien,
Brasilien , Dänemark , Spanien , den Vereinigten Staaten von Nordamerika'
Frankreich , Großbritannien , Italien , den Niederlanden , Portugal , Rußland und
der Schweiz.

Nr. 117 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 12. Mai 1912 , betreffend die Gewährung der Stempklfreihei
für Anzeigen über Aufforstungen.

Nr» 118 . Gesetz vom 7. Juni 1912, betreffend das
Halten von Vervielfältigungsapparaten.

L. Landesgeschbtatt.
Nr. 07 . Verordnung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 30. April
1912 , Xl b - 136/l4 , zur Vollziehung der Gesetze vom 2k . Juni
1910 , L.-G .- und V .-Bl . Nc . 144 , und vom 25 . April 1912 , L.-G .- und
V .-Bl . Nr . 66 , betreffend die Einhebung einer kommunalen Abgabe von ge¬
brannten geistigen Flüssigkeiten in Wien.

Nr. 08 . Verordnung des Justizministeriums vom
22 . März 1912 , betreffend die Zuweisung der Gemeinde Breitenfurt
bei Wien zu dem Sprengel des Bezirksgerichts Liesing.

Nr. OS. Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
13 . April 1912 , Z . X -506,60 , wegen Verlautbarung des Überein¬
kommens , betreffend die Durchführung von Ergänzungsbauten und die Be¬
hebung von Hochwasserschäden am regulierten Traisenfluffe.

Nr. 70 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
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27 . April 1912 , Z. XIb -261/6, betreffend die der Gemeinde
Manbarlsbrunn erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1912.

Nr . 7S . Gesetz vom 20 . April 1912 , womit der Stadt-
gemeinde Obcrhollabrunn di - Bewilligung zur Einhebung von Kanalein-
mündungsgcbühren erteilt wird.

Nr . 72 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1. Mai 1912 , Z. XId-201/5, betreffend die der Gemeinde St. Veit
an der Gölsen erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1911 übersteigenden Umlagen.

Nr . 73 . Gesetz vom 20 . April 1912 , betreffend die
Einbebung von Gebühren durch die Marktgcmeinde Bockfließ anläßlich der
Errichtung einer Wasserleitung daselbst.

Nr . 74 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14 . Mai 1912 , Z . XI d - 318/11 6x1912 , betreffend die Erhebung
der Ortsgemcinde Ebreichsdorf zum Markte.

Nr . 75 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
22 . Mai 1912, Z. Vl b-210/2, betreffend die Prüfung der Kraft¬
fahrzeuge sowie deren Führer.

Nr . 7« . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
6 . Mai 1912 , Z . X - 1155 23 , womit das von der Wasser -Genossen¬
schaft in Bischosst -ttcn , Hürm und Siegendorf mit dem n .-ö Landcs -Ausschusse
und der k. k. Staatsverwaltung abgeschlossene Übereinkommen , betreffend die
Regulierung des S crningbaches , vcrlautbart wird.

Nr .' 77 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
14. Mai 1912, Z. Xl b 316/4, betreffend die der Gemeinde Kiciling
erteilte Bewilligung zur Einhcbung einer Verschönerungstaxc uud die hiefür
erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 78 . Gesetz vom 20 . April 1912 , betreffend die
Forteinhebung der der Gemeinde Baden anläßlich der Herstellung einer
Wasserleitung und einer Kanalisierungsanlage bewilligten Mictzinsumlage.

Nr - 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Mai 1912, Z. XV 1963/2, über einen Anhang an die Statuten
der Arbciter -Unfallversicherungsanstalt für Niedcrösterreich in Wien.

Nr . 81». Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Mai 1912 , Z. XI b-207/1, betreffend die der Gemeinde Möd¬
ling erteilte Bewilligung zur Einhcbung einer Musik - und Verschönerungstaxe
für das Jahr 1912.

Nr . 8R . Gesetz vom 17. Mai 1912 , wirksam für 'das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend den Schutz der Boden¬
kultur gegen schädliche Insekten.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
24 . Mai 1912 , Z . XI d -320/2 , betreffend die der Gemeinde Amalien¬
dorf erteilte Bewilligung zur Einbebung von 100 Prozent der direkten Steuern
des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen.

Nr . 83 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Mai 1912, Z. XI b 159/3, betreffend die der Gemeinde Bogen-
neusiedl -Strcifing erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der
direkten Steuern des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen m der « tcuer-
gemeinde Streifing.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

24 . Mai 1912 , Z . Xl -b 325/1 , betreffend die der Gemeinde Gmünd
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern des
Jahres 1912 übersteigenden Umlagen.

Nr . 85 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
25 . Mai 1912 . Z . XI b - 371/1 , betreffend die der Gemeinde Hain-
seld in Nicderösterreich erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent
der direkten Steuern des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen m den nach
Rainseld cingeschultcn Gemeindetcilen.

Nr . 8 « . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Mai 1912 , Z . XI b 326/1 , betreffend die der Gemeinde Koll-
mitzgraben eiteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres .912 übersteigenden Umlagen.

Nr . 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
23 . Mai 1912 , Z XI k -327/1 , betreffend die der Gemeinde
Rutzcndorf erteilte B willigung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten
Steuern des Jahres 19l2 übersteigenden Umlagen.

Nr . 88 . Kundmachung des k k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
21 . Mai 19 2 , Z . XI d - 260/3 , betreffend die der Gemeinde Niedcr-
kreuzstetien e>teilte Bewilligung zur Einhebung einer Verschönerungstaxe und
die hiefür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 88 . Gesetz vom 20. April 1912 , betreffend die Ein-
bcbung von Gebühren für den Bezug von Wasser aus der Kaiser Franz Joses
I .-Jubiläumswaffcrlciiung in Langenlois.

Nr . 8V. Gesetz vom 14. Mai 1912 , betreffend die
Einhebung von Kanaleinmündungsgebühren in der Gemeinde Swbenhirtcn bei
Wien , Bezirk Hietzing -Umgebung . . . r . -

Nr . 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
29 . Mai 1912 , Z. VI 779/5, betreffend die der Gemeinde Leobers-
dorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Kanalgebühr.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom

ic »12 fr XI ir - 69/3 . betreffend die Einbebung der Landcs-

umlagcn für das Jahr 19 l 2.
Nr . 83 . Kundmachung des k. k. Statthalters

im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1 . Juni 1912 , Z . Xi d - 321/2 , betreffend die der Gemeinde Grillen¬

berg erteilte Bewilligung zur Einhcbung von 100 Prozent der direkten steuern
des Jahres 1812 übersteigenden Umlagen.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1. Juni 1912, Z. XI d 322/2 betreffend die der Gemeinde Hcrnstein
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten steuern
des Jahres 1912 übersteigenden Umlagen.

Nr . 85 . Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
1. Juni 1912, Z. XI d 374/1, betreffend die der Gemeinde Wien
erteilte Bewilligung zur Veräußerung der von den Liegenschaften I -' Sch/nkm-
straße 10, Rosengasse 1/3 , nach dm genehmigten Baulinien als Baugrund
verbleibenden Area.

Nr . 8i ». Kundmachung des k. k. Statthalters
im Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom
31 . Mai 1912 , Z. XI d 144 27, betreffend eine Abänderung der
der Gemeinde Breiiensteiii laut der hicrorligen Kundmachung vom ' 8 . De¬
zember 1908 , I . Xt I 1.- I0I3/2I , L. G .- und V .-Bl . Nr . 139 . erle .lt n Be¬
willigung zur Einhebung einer Verschönerungstaxe und der h:efur erlasienen
Einhebungsvorschriften (Berschönerungstaxordnung ).
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